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Beschluß

In Sachen

Klägers und Revisionsklägers,

gegen

(> 0 o o o c o . n o 0 o o 9 o o . o l o | o 0 ° 0 a o o o o

'_Beklagten und Revisionsbeklagten,

hat der 100 Senat des Bundessozialgerichts am 100 April 1961

unter Mitwirkung des

Senatspräsidenten Dr„ T e s m e r

4
als Vorsitzenden?

des Bundesrichters Dr° P 1 e i n

und des Bundesrichters M e l l'w i t z

beschlossen:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Landessozialge—

richte in Berlin Vom 25° März 1958 wird als unzulässig verwor—'
fen°

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatteno

9_£„9„9„9 E-"o_ ‚_—

Der Kläger hat gegen das Urteil des Landessozialgerichts (LSG)

Berlin vom 25° März 1958 form- und fristgerecht Revision ein-

gelegt und diese auch begründet° Da das LSG die Revision nicht

zugelassen hat (@ 162 Abso l Nr° 1 des Sozialgerichtsgesetzes

— SGG —)‚ ist sie nur statthaft, wenn ein wesentlicher Verfah—
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rensmangel gerügt wird (5 162 Abs° 1 Nr° 2 SGG)9 oder wenn

bei der Beurteilung des ursächlichen Zusammenhangseiner Ge—
sundheitsstörung mit einer Schädigung im Sinne des Bundes—

versorgungSgesetzes (BVG) das Gesetz verletzt ist (@ 162
Abs° 1 Nr° 5 SGS)° Der Kläger will die Statthaftigkeit sei—

ner Revision auf 5 162 Abs° 1 Nr° 2 und Nr; 3 SGG stützeno‘
Er trägt zunächst vor, daß die vom Vorsitzenden des erken—

nenden Senats des LSG im Anschluß an die Verlesung der Ur—
teilsformel mitgeteilten Urteilsgründe nicht mit den Gründen

in demschriftlich abgefaßténUrteil übereinstimmen;während
nach der mündlichen Urteilsbegründung das Rheumaleiden als

Schädigungsfolge anerkannt, dagegen das Herzleiden nicht aner-
kannt werden sollte, sei nach der schriftlichen Urteilsbegrün—

dung — und zwar in Übereinetimmung_mit der Urtéilsformel #

das Herzleiden anerkannt worden, nicht aber das Rheumaleiden°

Der Kläger‚ der für seine Behauptung Beweismittel benannt hat,

sieht darin eine Verletzung der @@132, 134 SGG, die er für

einen wesentlichen Verfahrensmangel gemäß 5 162 Abso l Nro 2
SGG halte Ein solcher Mangel liegt jedoch nicht vor‚ selbst

wenn die Behauptung des Klägers als wahr unterstellt wirdo

Zwar ist nach 5 132 Abs„ 2 Satz 2 SGG der wesentliche Inhalt

der Entscheidungsgründe mitzuteilen, wenn‚ wie im vorliegen—

den Fall, die Beteiligten bei der Urteilsverkündung anwesend

sind„ Jedoch ist die Verletzung dieser Vorschrift kein "wesent—

licher“Verfahrensmangel9 auf den die Statthaftigkeit der Revi—

sion gestützt werden kann„ 4

Die Urteilsverkündung ist in der Sozialgerichtsbarkeit wie in
der Zivil—‚ Arbeits— und Verwaltungsgerichtsbarkeit mit der
Vérlesung der Urteilsformel beendet (@ 132 Abs° 2 Satz 1 SGG9

@ 311 Abs° 2 Satz 1 Z?O‚ @ 173 VGO i„V° @ 311 ZPO, 5 46 Abs„ 2’

ArbGGi„V„ @311Abs„2 _zro)°Die "VerlesungderUrteilsformel"
ist in den Verfahren50rdnungen aller Gerichtsbarkeiten zwingend

vorgeschrieben‚ auch soweit damit noch nicht die "Urteilsver—

kündung" abgeschlossen ist„ Ein Abweichen der verlesenen Ur—
teilsformel von der in der Urteilsurkunde enthaltenen Urteils—

formel ist dadurch verhindert° Aus dieser Vorschrift geht die
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besondere Bedeutung der Urteilsformel gegenüber der Mitteilung

der Urteils„ründe bei der Urteilsverkündung hervor° Die Mit—
teilung des wesentlichen Inhalts der Entscheidungsgründe ist im

Verfahren der Zivilgerichtsbarkeit und der Verwaltungsgerichts—

barkeit & bei letztgenannter durch die Verweisung auf die Vor—

schriften der Zivilprozeßordnung (ZPO) 5 511 Abs° 3 — in das
Ermessen des Gerichts gestellt, in den Verfahren der Sozialge»

richtebarkeit, der Arbeitsgerichtsbarkeit, der Strafgerichts—

barkeit und im Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht

aber immer oder wenigstens unter gewissen Voraussetzungen vor—

geschrieben (@ 311 Abs„ 5 ZPO, 5 173 VGOi„'v° @»311 Abs„ 3
ZPO9 @ 152 Abs„ 2 Satz 2 SGG, 5.60 Abs„ 2 ArbGG, @ 268Abs028t90‚

@30 Abs» 1 Satz 3 Bve■(sz)oJedochgleichgültig‚ ob diese Mit-
.teilung auf Grund eines Ermessens des Gerichts oder ob sie auf
Grund_einer gesetzlichen Verpflichtuhg erfolgt, immer sind die

schriftlichen Gründe maßgebend, wenn davön die mündlich mitge—

teilen abweichen (Baumhach, ZPO 250 Auflop.é 511 Anm„ C 2;
Stein/Jonäs‚ ZPO 18° Aufla, @311 Anm° 2; Wieczorek, ZPO und
>Nebeng€setze @511 Anm° C; Dersch/Volkmar, Arbeitsgerichtsge—

setze7 6° Aufl„ 1955 5 60 Anm° 15; Peters/Sautter/Wolff, Komm—
zur Sozialgerichtsbarkeit, @ 152 Anm„ 2; Brackmann.9 Handbuch

der Sozialver9icherung‚ Bd„ 1 SO 148 l; Mellwitz, Sozialge-

richtsgesetz 1956, g‘»132‘Anm 137; Rohwer-Kahlmann,Aufbau und
Verfahren der Sozialgerichtsbarkeit‚ @ 132Anm° 9; Löwe—Rosen—

berg, StPO 1958, 5 268 Anm„ 5 c; Eberhard Schmidt, Lehrkommerr-
tar zur Strafprozeßordnung 1957, 9 268 Anm„ 26; Schwarz‚ StPO

22° Aufl„‚ 5 268 Anm" B; Kleinknecht/Müller, K0mmo zur StPO
„

1958‚ @ 268 Anmo 4 c)o Die mündlich .mitgeteilten Gründe haben

neben den schriftlichen Urteilsgründen nur die Bedeutung einer

vorläufigen und unmaßgeblichen Information der Beteiligten

(vgl° BGHSt vom 4„ Dezember 1960 in NJW 61 SO 420)° Daß nicht
beide Urteilsbegründungen gleichwertig nebeneinander stehen

und nicht beidaselbständig Grundlage von Rechten sein können,

erfordert schon der Gedanke der Rechtssicherheit, weil sonst

zB wegen einer irrtümlichen mündlichen Begründung eine richtige

und auch schriftlich richtig begründete Entscheidung aufgehoben

werden müßte° Nur die schriftliche Urteilsbegründüng bietet
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eine Gewähr dafür, daß sie das Ergebnis der Beratung wieder—

gibt° Bei Abweichungen der mündlich mitgeteilten Begründung

von der schriftlichen Begründung muß angenommen werden? daß
sich der Vorsitzende versprochen oder geirrt hat° Kommt somit
den mündlich;# mitgeteilten Gründen neben den schriftlichen

keine selbständige Bedeutung zu, dann muß gefolgert werden,

daß aus den mündlich mitgeteilten Gründen keine besonderen

Rechtahergeleitet werden können, daß insbesondere darauf
nicht eine Anfechtung des Urteils (so Stein/Jonas aaO) oder
die Statthaftigkeit eines Rechtsmittels als Voraussetzung

für die Anfechtbarkeit einer Entscheidung gegründet werden

kann (so zu 9 268 StPO—der die mündliche Mitteilung der
Entscheidungsgründe ebenso vorschreibt, wie sie im 5 132

SGG unter gewissen Voraussetzungen vorgeschrieben ist —
BGHSt 7 S„ 363; Bayer„0LG in MdB 53 S„_248„ Ferner zu 5 152

SGGLSG Rheinland—Pfalz in Breithaupt 1960 SO 827)„ rainer
Verletzung des 5 132 SGGinsoweit? als nicht der wesentliche
Inhalt "der Entscheidungegründe", d„h„ der nach der Beratung-

und später in der Urteilsurkunde wiederzugebenden Gründe7

mitgeteilt ist, sondern irrigerweiee davon abweichende Gründe9

kann somit keine wesentliche Bedeutung beigemessen werden„ Ein

solcher Mangel im Verfahren ist daher auch kein "wesentlicher"
Mangel im Sinne des @162 Abs° 1 Nr„ 2 SGG}

Der Kläger sieht sodann einen Verfahrensmangel darin? daß das
Gutachten des Facharztes Dr, _„=é==vcm 26° Februar 1958, das

er mit Schriftsatz vom 13„ April 1958 überreicht hatte, in dem

angefochtenen Urteil "weder erwähnt noch verwertet worden ist"()

Er führt als verletzte Verfahrensvorschrift den @ 62 SGG an?
welcher vorschreibt‚ daß den Beteiligten vor jeder Entschei—
dung rechtliches Gehör zu gewähren ist° Inwiefern bei diesem

Vom Kläger Wiedergegebenen Sachverhalt der 5 62 SGG verletzt

sein soll, ist nicht ersichtlich, zumal der Kläger selbst aus—
führt, das Gutachten des Dr„ P;äaésesei Gegenstand der münd- ‘
lichen Verhandlung im Termin vom 25° März 1958 gewesen„ Offen—

bar Will jedoch der Kläger, wie seine Ausführungen erkennen
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lassen, eine Verletzung des @ 128 SGG rügen; er meint; das
LSG habe seine Überzeugung nicht aus dem Gesamtergebnis des

Verfahrens, insbesondere nicht aus den Gutachten des Dr„ :„:;=

gewonnen, denn sonst hätte es sich in den Urteilegründen mit

diesen Gutachten auseinandersetzen müssen° Diese Rüge greift

nicht durch° Es trifft zwar zu, daß das LSG das Gutachten

des Dr° Possin in den Urteilsgründen nicht ausdrücklich er—

wähnt hat‚ jedoch hat sich das LSG mit den sachlichen Ausfüh—

rungen in dem Gutachten des Dr° EE==aei die bereits in anderen■

vom LSG herangezogenen Gutachten erörtert sind, eingehend

auseinandergesetzto Unter diesen Umständen bedurfte es einer

besonderen Erwähnung des Gutachtens des Dr„ B===2=-und eines

ausdrücklichen Eingehens auf dessen Ausführungen nicht (BSG 1‚
28)0

{

Auch mit seinen weiteren Ausführungen unter Nr° l b seiner

Revisionsbegründung will der Kläger anscheinend eine Verlet—

zung des 5 128 SGG rügenc Er weist auf die Begründung des an—
gefochtenen Urteils hin? in welchem unter Bezugnahme auf das

Gutachten des Dr° Ü=5e==-gesagt ist, daß der Gelenkrheumatis—

mus auf die in der Gefangenschaft überstandene Ruhr zurückzu—
führen sei, "wenn die für einen Ruhrrheumatismus charakteri-

stischen Beschwerden nachgewiesen werden und deswegen eine Be—

handlung erfolgt ist”° Der Kläger meint, daß das LSG in diesem

Zusammenhang weder die Gutachten des D1m lüa#p=;==rnoch das

Gutachten des Dr„ P==;;é;"vcll gewürdigt? habe und daß nach

den Ausführungen in diesen Gutachten die Voraussetzungen für

die Anerkennung des Gelenkrheumatismus als Folge der Ruhr ge—
geben seien° Mit dieser Rüge kann der Kläger schon deshalb

nicht gehört werden, weil er sie nicht hinreichend substanti—

iert hat (5 164 Abs„ 2 Satz 2 SGG)? denn er hat weder behauptet

noch näher dargetan, daß nach einem dieser Gutachten beim

Kläger im Anschluß an die Kriegsgefangenschaft "die für einen

Ruhrrheumatismus charakteristischen Beschwerden" bestanden

haben und daß deswegen eine "Behandlung" durchgeführt werden

ist, wie sie vom LSG unter Bezugnahme auf das Gutachten des

Dr° Poczka als Voraussetzung für die Anerkennung des Gelenk—
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rheumatismus gefordert ist° Der Kläger meint zwar, daß den Be-

kundungen des Dr° Reea="===eine Bestätigung dieser Voraussetzun—

gen zu entnehmen sei, er hat jedoch gegenüber der gegenteiligen

Annahme des LSG nicht dargetan, daß das LSG bei seiner Würdi—

gung der Bekundungen des Dr° R;=a=;=s=und der von diesem ge;

führten Karteikarten die Grenzen seines Rechts zur freien Be—

weiswürdigung überschritten hat° Soweit der Kläger in diesem

Zusammenhang auch das Gutachten des Dr° “===;==erwähnt‚ erübrig—

te sich für das LSG schon deswegen ein Eingehen auf dieses Gut—

achten‚ weil dieser Gutachter den Kläger bisher nicht behandelt

hatte und deshalb auch nicht in seinem Gutachten aus eigenem
Wissen über die Art der Beschwerden des Klägers und deren Be—

handlung im Anschluß an die Entlassung aus der Kriégsgefangen—

schaft etwas sagen konnte; Die Ausführungen des Klägers ergeben

daher auch insoweit nicht einen Verstoß gegen 5 128 SGG°

Die folgenden Ausführungen des Klägers unter Nro 2 seiner Revi—

sionsbegründung lassen nicht immer klar erkennen, inwieweit

sie die Statthaftigkeit der Revision im Hinblick auf 5 162

Abs„ 1 Nr„ 2 oder Nr° 3 SGG rechtfertigen sollena Der Kläger

spricht eingangs seiner-Ausführungen in diesem Abschnitt von

der "Beurteilung des ursächlichen Zusammenhangs" und einer Ge-

setzesverletzungo Wenn seine Ausführungen auf @ 162 Abs° ll

.Nr° 3 SGG gerichtet sein sollten, so können sie schon deshalb

nicht die Statthaftigkeit der Revision rechtfertigen, weil

das LSG bei der Beurteilung des Zusammenhangs zwischen dem

Gelenkrheumatismus und der Ruhr zur Anwendung der im Recht

der Kriegs0pferversorgung geltenden Kausalitätsn0rm gar nicht

gekommen ist, sondern bereits den tatsächlichen Zusammenhang

zwischen Gelenkrheumatismus und Ruhr verneint hat, so daß es

auch nicht das Gesetz im Sinne des 9 162 Abs„ 1 Nr° 3 SGG,

d.h° die im Recht der Kriegsopferversorgung geltende Kausa-

litätsnorm (BSG l, 268) verletzt haben kann°

Ferner erwähnt der Kläger in diesem Abschnitt seiner Revi-

sionshegründung einen "Verstoß gegen allgemeine Denkgesetze"
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bei der Würdigung der Gutachten der Ärzte Dr° £=1===5 Dr„

R;gfäzx; und Dr° F:=f===durch das LSG° Ein solcher Verstoß9
der eine Verletzung des 5 128 SGG und damit einen Verfah—

rensmangel im Sinne des 5 162 Abs„ 1 Nr° 2 SGG darstellen

würde, ergibt sich aus seinen Ausführungen aber nichto Ein—

leitend führt der Kläger aus, daß nach dem Gutachten des

Dr° P=e;i==die Gelenkveränderungen beim Kläger als Endzu—

stand eines nach Ruhr auftretenden Rheumatismus betrachtet

werden könnten, wenn nachgewiesen würde, daß die für Ruhr—

rheumatismus charakteristischen Beschwerden kurz nach der

Entlassung aus der Kriegsgefangenschaft beim Kläger bestan—

den haben und daß er wegen solcher rheumatischer Beschwer—

den behandelt worden ist° Der Kläger fährt dann fort: "Diese

Voraussetzungen des Dr° P=e==?=sind gegeben, wie aus den

LTutachten des Dr„ R=e==w===und des Dr° P=“=:=‚ Facharzt

für Chirurgie und Orthopädie? vom 26„ Februar 1958 hervor—

geht"° Er übersieht dabei‚ daß das LSG diese Voraussetzun—

gen nach den Gutachten Dr° R==*=*===und Dr° Pi?“==-nicht für
gegeben erachtet hat, und zwar, wie bereits oben ausgeführt,

ohne bei der Würdigung der GutaChten dieser beiden Ärzte

die Grenzen seines Rechts zur freien Beweiswürdigung zu über»

Aschreiteno Danit entfällt auch die vom Kläger gezogene Fol—

gerung, daß nach dem Gutachten Dr„ IFE“=F‘dGT Gelenkrheuma—

tismus anerkannt werden müsse, und der erwähnte "Verstoß

gegen allgemeine Denkgesetze", ohne daß näher geprüft zu
Werden braucht, ob es sich den Ausführungen des Klägers nach'

überhaupt um einen solchen Verstoß handelt oder vielmehr um

eine Wiederholung seiner bereits behandelten Ausführungen

zur Beweiswürdigung°

Schließlich erwähnt der Kläger noch, das "BSG" — gemeint ist

offenbar das "LSG" — hätte "sein gerichtliches Fragerecht

ausüben müssen"„ Diese etwa auf eine Verletzung des 5 106

SGG gerichtete ■üge kann schon wegen mangelnder Substantiie—

rung (@ 164 Abs° 2 Satz 2) die Statthaftigkeit der Revision
nicht rechtfertigen9 denn der Klager hat weder ausgeführt‚

warum das LSG zu Fragen an Din =ä::=='veranlaßt gewesen sein
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sollte, noch hat er dargetan, welche Fraben an Dr° ——re-

zu stellen gewesen wären, noch hat er ausgeführt, zu welchen

Ergebnissen diese Befragung geführt hätte°

Da somit die Revision des Klägers nicht statthaft ist7

mußte sie als unzulässig verworfen werden„ Der Beschluß

ergeht gemäß @ 169.8GG, die Kostenentscheidung beruht

auf der entsprechenden Anwendung des 5 195 SGG„
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